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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Aufrechterhaltung der 
Genehmigungspflicht für die Einfuhr nach Italien von Glühiampen 
mit Ursprung in verschiedenen europäischen Staatshandeisländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 109/70 des 
Rates vom 19. Dezember 1969 zur Festlegung einer 
gemeinsamen Regelung für die Einfuhr aus Staats- 
handelsländern i), insbesondere auf Artikel 7, 

nach Anhörung des in Artikel 5 dieser Verord- 
nung vorgesehenen beratenden Ausschusses, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1887/76 2) hat 
die Kommission die Einfuhr nach Italien von Glüh- 
lampen mit Ursprung in verschiedenen europäischen 
Staatshandelsländern einer Genehmigungspflicht 
unterworfen. 

Die Schwierigkeiten, die die Einführung dieser 
Schutzmaßnahmen begründet haben, bestehen allein 
auf dem italienischen Markt fort. 

Die Konsultationen, die inzwischen mit Ungarn, 
Polen und Rumänien aufgrund der Protokolle über 
den Beitritt dieser Länder zum GATT aufgenommen 
wurden, haben zu beiderseits annehmbaren Lösun- 
gen geführt. 

Daher sollten jene Maßnahmen allein auf dem 
italienischen Markt bis zum 31. Dezember 1976 ge- 
genüber Bulgarien, der Deutschen Demokratischen 


Republik, der Tschechoslowakei und der UdSSR 
beibehalten werden. 

Die diesen Drittländern gegenüber beibehaltenen 
Maßnahmen können aufgehoben werden, falls diese 
Länder mit der Gemeinschaft Konsultationen aufneh- 
men und diese zu beiderseits zufriedenstellenden Er- 
gebnissen führen sollten — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die mit der Verordnung (EWG) Nr. 1887/76 einge- 
führte Genehmigungspflicht für die Einfuhr von 
Glühlampen mit Ursprung in verschiedenen euro- 
päischen Staatshandelsländern nach Italien wird bis 
zum 31. Dezember 1976 aufrechterhalten. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 19 
vom 26. Januar 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 206 
vom 31. Juli 1976, S. 79 
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Begründung 


1. Durch Verordnung (EWG) Nr. 1887/76^) hat die 
Kommission die Einfuhr nach Italien von Glühlam- 
pen mit Ursprung in verschiedenen europäischen 
Staatshandelsländern einer Genehmigimgspflidit un- 
terworfen. 

2. Auf Grund der in der Begründung dieser Ver- 
ordnung dargelegten Überlegungen ist die Kommis- 
sion der Auffassung, daß diese Maßnahmen bis zum 
31. Dezember 1976 aufrecht erhalten werden sollten. 
Sie unterbreitet deshalb dem Rate nach Artikel 7 
Abs. 6 der Verordnung (EWG) Nr. 109/70 2) den bei- 
liegenden Verordnungsentwurf über die auf diesem 
Gebiete zu ergreifenden geeigneten Maßnahmen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 206 
vom 31. Juli 1976, S. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 19 
vom 26. Januar 1970, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 2. September 1976 - 14 - 680 70~ E~ Ha 55176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20, August 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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